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Die öſterreichiſchen Landtage. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
(Schluß.) 


Von dem Jahre 1848 angefangen, darin faßt ſich unſere hiſto— 
riſche Ueberſchau kurz zuſammen, tt das Juſtitut der Landtage in 
alle Verfaſſungserperimente mit verflochten, die Aprilverfaſſung von 
1848 kennt es, wenn auch in ſehr ſchwächlicher Form, der Kremſierer 
Entwurf und die Marzverfaſſung bilden es in verſchiedener Weiie 
aus, das Octoberdiplom und die vier Statute von 1860 wollen es 
in's Leben führen, die Februarverfaſſung verſchafft ibm dasſelbe end⸗ 
lich und die Reviſion von 1867 erkennt es an, ja kräftigt es. Und 
bei all dieſen Verſuchen (mit einer einzigen Ausnahme) kehrt der 
Gedanke wieder, die Landtage neben einer Reichsvertretung zu Fac⸗ 
toren der geſetzgebenden Gewalt zu machen. Ju der Aprilverfaſſung 
iſt er nicht ausgeſprochen, aber die proviſoriſchen Landtage von 1848 
machen ſich dafuͤr zu ſeinen Vertretern, im Kremſierer Entwurfe tritt 
er, durch die 48er Bewegung gezeitigt, mit voller Entſchiedenheit 
hervor und in der Märzverfaſſung werden ihm ganz beſtimmte Um— 
riſſe gegeben. Das Octoberdiplom geht in der Conſtruction des Mit⸗ 
wirkungsrechtes der Volksvertretung an der Geſetzgebung geradezu 
von den Landtagen aus, und wenn die Landesſtatute von 1860 mit 
ihrer zum bloßen Beirath abgeſchwächten Landtagscompetenz vielleicht 
auch nur eine ungenügende Durchfuhrung des in dem Diplome nteder- 
gelegten Princips find, wenn dasſelbe, zwar in anderer Hinſicht, auch 
in den Landesorduungen des Februar keinen vollſtändigen Ausdruck 


findet, ſo ſind die Landtage ſeit 1861 immerhin berufen zu be⸗ 


ſchließender Mitwirkung an der Landesgeſetzgebung, ja es iſt ihnen 


ſogar in zwei Richtungen ein Einfluß auf die Reichsgeſetzgebung ge- 


angelegenheiten und (bis 1873) durch die Beſchickung des Reichsraths. 
Die Stellung, welche der Regierung dieſen Geſetzgebungsor— 
ganen gegenüber in den einzelnen Stadien der Verfaſſungsentwicklung 


ahrt, durch das Recht des Gutachtens rſchlags in Reichs- d. 5 f a 5 5 
wahrt, durch das Recht d chtens und Vorſchlags in Re Siebenbürgens im Verhältniß zu ſeinem Hofkanzler gebraucht). Die 


ſchärfere Durchführung des Princips, daß die einheitliche Staatsregie⸗ 


| 
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eingeräumt wird, iſt ſehr verſchieden geſtaltet. Dort, wo die For⸗ 
derung einer particulären Geſetzgebung im Jahre 1848 am lauteſten 


erhoben wurde, in Böhmen, ging ſie Hand in Hand mit dem Ver— 


langen nach einer verantwortlichen Landesregierung. In dem Cabinets— 
ſchreiben vom 8. April 1848 findet ſich daher das Zugeſtändniß ver- 
antwortlicher Centralbehörden in Prag und hier haben wir den hiſtori— 
ſchen Anknüpfungspunkt für die allgemeine Norm des Kremſierer 
Entwurfes, welche den Landtagen verantwortliche Statthalter gegen— 
überſtellt. Selbſt in der Märzverfafſung noch, welche das Poſtulat 
der Einheit und Untheilbarkeit der Vollziehungsgewalt an der Spitze 
der bezüglichen Ausführungen ausſpricht, klingt in Folge der äußerlichen 
Anlehnung ihrer Redaction an den Kremſierer Entwurf etwas von 
der Anpaſſung der Stellung der Executive an die territoriale Gliede— 
rung der geſetzgebenden Organe nach. In den Statuten des Jahres 
1860 iſt von der Reichsregierung gar nicht die Rede und in dem 
Rechte der Landtage, die „Beſchwerden“ des Laudes unmittelbar oder 
durch den Statthalter (durch die „Behörden“ in Tirol) an den Kaiſer 
zu richten, ſchimmert, ſo wenig energiſch die Rechte der Landesver— 
tretung auf dem Gebiete der Geſetzgebung fein mögen, der Gedanke 
der Verantwortlichkeit der Verwaltung der Landesvertretung gegen— 
über durch. Dieſer Gedanke iſt auch aus den Landesordnungen des 
Februar nicht vollſtändig verſchwunden, ſo ſehr denſelben im Uebrigen 
das Beſtreben innewohnt, den Landtagen nur klar umſchriebene 
Competenzen einzuräumen; der Parallelismus der Verwaltung und 
Geſetzgebung war ſchon in dem Rundſchreiben des Staatsminiſters 
anerkannt, welches die Nothwendigkeit betonte, die Landesſtellen der 
kleineren Kronländer wieder herzuſtellen, da einer ſelbſtſtändigen 
Landesvertretung auch eine politiſche Landesbehörde zur Seite ſtehen 
müſſe“), und in den Landesordnungen ſelbſt iſt wenigſtens (§ 37 
der u. ö. L. O., § 87 der o. ö. L. O., F 36 der ſalzb. L. O. u. | w.) ein 
gewiſſer Grad der parlamentariſchen Verantwortlichkeit der Regierung, 
zunächſt in der Perſon der Statthalter, feſtgeſtellt. Es tft bezeichnend, 
daß jene Verfaſſung, welche die Staatsverwaltung in eine ſolche Be— 
ziehung zur Landesvertretung zu bringen nicht von ſich weiſen konnte, 
eine noch energiſchere parlamentariſche Verantwortlichkeit des Mini— 
ſterums dem Reichsrathe gegenüber zuließ, von einem Miniſter⸗ 
verantwortlichkeitsgeſetze aber nichts enthielt. Die ſtrenge Formulirung 
der juriſtiſchen Miniſterverantwortlichkeit hat trotz der Bemühungen 
des Reichsrathes erſt viel ſpäter, gelegentlich der Verfaſſungsreviſion 
und gleichzeitig mit der Anbahnung des parlamentariſchen Regierungs— 
ſyſtems, ſeine Regelung erfahren und einer der Gründe, aus welchen 
die Regierung es früher ablehnte, die Initiative zu ergreifen, war 
charakteriſtiſcher Weiſe der, daß die Frage noch nicht gelöst ſei, ob 
man auch eine Verantwortlichkeit von Regierungsgliedern einzelnen 
Landesvertretungen gegenüber conſtruiren ſolle (es wurde das Beiſpiel 


rung der einheitlichen Reichsvertretung gegenüber verantwortlich ſei, 


) Es iſt dies ein Grundfatz, der im Verlauf der Dinge allerdings nicht 
vollkommen durchgeführt wurde. 


kounte die oben angedeuteten Normen der Landesordnungen über das 
Verhältniß von Verwaltung und Geſetzgebung wohl formell unberührt 
laſſen, aber einer für die Landtage günſtigen Auslegung und Aus: 


führung ihres wenig beſtimmten Inhaltes war ſie gewiß nicht för⸗ 
derlich. Am allerwenigſten ſicherlich, ſeit durch die Wahlreform von 


1873 die Loslöſung des Reichsrathes von den Landtagen erfolgt iſt, 
und die Reichsregierung einem von den Landtagen völlig unab— 
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dieſer Unterſuchung und die möglichen Folgerungen aus derſelben 
würden ſich nach unſerer Meinung in folgender Weiſe geſtalten. Findet 
ſich im Jnbalte des von den Landtagen geſchaffenen Rechtes eine be— 
merkliche Verſchiedenheit, dann würde es ſich zunächſt darum handeln, ob 
dieſelbe hervorgegangen iſt aus ſpontaner Berathung der Landtage oder 
ob ſie ihre Entſtehung der Initiative einer noch immer ein— 
heitlichen Regierung verdankt. Im erſteren Falle müßte zum Nach— 


hängigen Körper verantwortlich gegegüberſtebt. Durch die Conſtruction weis kommen, ob das geſchaffene partieuläre Recht in feiner Eigen⸗ 
der Miniſterverantwortlichkeit, durch die Verlebendigung des derſelben art ſich auch wirklich deckt mit den „Eigenthümlichkeiten der König— 


zu Grunde liegenden Gedankens mußte eine Klärung der Situation 
eintreten, welche wir nur als eine Minderung der landtäglichen Macht 
anſehen können, und ſo iſt es ein deutliches Zeichen der Zeit, daß 
jetzt, nach 1873, das Interpellationsrecht der Landtage beſtritten wird, 
welches man bisher als Ausfluß der oben angedeuteten parlamenta- 
riſchen Verautwortlichkeit der Regierung (durch die Statthalter) den 
Landtagen gegenüber zu betrachten gewohnt war. 

Mit dieſen Ausführungen glauben wir die verſchiedene Formu— 
lirung der landtäglichen Competenz in Geſetzgebungsfragen und des 
Verhältniſſes der Landtage zur Regierung genügend gekennzeichnet zu 
haben. In allen Verfaſſungsredactionen ſeit 1848 iſt nun zur Be— 
wältigung diefer geſonderten Landesgeſetzgebung ein weitläufiger par— 
lamentariſcher Apparat vorgeſehen. 1861 iſt er in's Leben getreten 
mit ſiebzebn (öſterreichiſchen) Landtagen und nahezu 1100 Abge— 
ordneten. Der Umfang dieſer Vertretungskörper erklärt ſich aus ihrer 
Vielgliedrigkeit, die letztere hinwiederum zum Theile durch die Be— 
rückſichtigung auch der kleinſten hiſtoriſchen Individualitäten, zum Theile 
aus der Natur der Sache; eigenthümlich iſt dem Vertretungsmodus 
in den Landtagen aber noch etwas Anderes. Während der auf ſieb— 
zehn Landtage berechnete Oberbau des Reichsrathes ſich in zwei 
Kammern ſpaltet, Sehen wir in den Landtagen rückhaltslos das Ein— 
kammerſyſtem durchgeführt. Und dies geſchieht nicht etwa in der Weiſe, 
daß die in den zwei Häuſern des Reichsrathes getrennten Elemente 
ſich wie bei den Delegationen in einer Verſammlung zufammenfinden, 
ſondern in dem faſt ausſchließlichen Aufbau der Landtage aus theils 
directen, theils indirecten Wahlen, denn die 40 (44) Virilſtim men, welche 
ſich in ſämmtlichen öſterreichiſchen Landtagen finden, find gewiß eine ſchwäch— 
liche Vertretung jener Intereſſen, welche durch das öſterreichiſche Herren— 
haus ein mit jenem des Ab geordnetenhauſes gleichgewichtiges Votum ab— 
geben ſollen. Es iſt dies um fo eigenthümlicher, als die Vertretungs— 
körper der Länder der ungariſchen Krone, auf welchen ja der Ge— 
ſammtreichsrath von 186 V ebenfalls beruhen ſollte, in dieſer Beziehung 
ganz anders geartet waren und ſpeciell der Landtag Ungarns den 
ausgebildeten Organismus zweier Kammern aufwies. Sehen wir von 
den ungariſchen Territorien ab, ſo find die öſterreichiſchen Landtage 
in ihrer Zuſammenſetzung der Hauptſache nach nur das Spiegelbild 


der zweiten Kammer der Reichsvertretung und umgekehrt und in 


dem Herrenhauſe der letzteren tritt ein neuer Factor ein. Wie zwin— 
gend die Gründe auch geweſen ſein mögen, mit Ruͤckſicht auf die 
Kleinheit der Mehrzahl der Länder von dem Zweikammerſyſtem für die 
Landesvertretung abzuſehen, wir glauben in der Auffaſſung nicht zu irren, 
daß in der Entfernung desſelben auf der einen, in der Beibehaltung 
desſelben auf der anderen Seite ein mitbeſtimmender Umſtand für 
das Verhältniß der Landtage zu der Regierung und die Geſchichte 
der landtäglichen Entwicklung gelegen iſt. Seit der Wahlreform von 
1873 zumal iſt auch jede Garantie verſchwunden, daß die Landtage 
auf denſelben Grundlagen beruhen, wie die Wahlkammier des Reichs— 
raths, und mit dem Auseinandergehen des Bildungsmodus iſt der 
Zwieſpalt in der verfolgten Richtung unvermeidlich. 

Die Landtage ſtehen ſomit unſtreitig an einem Wendepunkte 
in ihrer Entwicklung und da muß, um den richtigen Gang derſelben 
zu beſtimmen, wohl die Frage nach den bisher zu Tage geförderten 
Ergebniſſen ihrer legislatoriſchen Arbeit an der Zeit ſein. Trotz der 
relativen Einfachheit ihrer Zuſammenſetzung iſt der Apparat ſo um— 
faſſend, daß eine coloſſale Arbeit aufgewendet werden muß, um die 
ſecundären Aufgaben der Geſetzgebung zu erledigen (die ſecundären, 
ſagen wir, denn trotz aller Competenzerweiterung vom Jahre 1867 
ſteht die bedeutungsvollere Halfte der legislativen Aufgaben noch 
immer dem Reichsrathe zu), und Angeſichts ſolcher Verhältniſſe ſoll 
doch unterſucht werden, ob die landtägliche Geſetzgebung in der That ein 
materiell ſo particuläres Recht geſchaffen bat, daß die Trennung der 
geſetzgebenden Verſammlungen als wirkungsvoll erſcheint. Der Gang 


| 
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reiche und Länder“, oder ob dieſelbe ihre Entſtehung verdankt dem 
in kleinen Verſammlungen nicht ausgeglichenen individualiſirenden Stre— 
ben und anderen zufälligen Momenten; im zweiten Falle wäre 
zum Mindeſten das Eine dargethan, daß die Anpaſſung der 
Geſetzgebung an locale Beſonderheiten auch möglich iſt von Seite 
einer local nicht geſonderten Gewalt. Es wird vor allem die ſchwie 
rige aber dankenswerthe Aufgabe ſein, mit aller Schärfe zu beobachten, 
ob die Decentraliſation der geſetzgebenden Subjecte auch immer ver 
bunden iſt mit der Berückſichtigung der auf engſtem Raume oft an 
einander ſtoßenden objectiven Gegenſätze oder ob ſich die Auflöſung 
der ſtaatlichen Centraliſation nicht mitunter auch verträgt mit der 
Centraliſation von verſchiedenen Mittelpunkten aus. Findet ſich aber 
als Reſultat der Entwicklung ein materiell particuläres Recht im 
Weſen nicht, dann gilt die weitere Unterſuchung der Frage, ob das 
Bedürfniß nach weitgehender particulärer Geſtaltung gar nicht her— 
vorgetreten iſt oder ob es das Hinderniß ſeiner Erfüllung in äußeren 
Hemmniſſen, etwa in dem Widerſtande der einheitlichen Regierung 
gefunden hat. Der Gebrauch, der von dem Vetorecht der Krone den 
Landtagen gegenüber gemacht worden iſt, wird es, um nur ein Symp⸗ 
tom hervorzuheben, zeigen müſſen, ob eine ſolche Behinderung der 
autonomen Entwicklung aus allgemeinen ſtaatlichen Rückſichten platz 
gegriffen hat. 

Zu einer ſolchen Unterſuchung ſollte man ſich gerade jetzt ge— 
drängt fühlen, weil, wie oben angedeutet wurde, ein Umſchwung in 
unſerem Verfaſſungsleben eingetreten iſt, welcher, ohne formell an 
der legislativen Competenz der Landtage zu rühren, eine bedeutendere 
Machtverrückung derſelben zu Stande gebracht hat, als ſelbſt die 
Verfaſſungsreviſion von 1867. Ju Folge der durch die Wahlreform 
bewirkten Loslöſung der Reichsvertretung von den Landtagen ent: 
behren die letzteren nicht nur zum größten Theile des bisher auf 
die Reichsangelegenheiten geübten Einfluſſes, ſondern es iſt auch 
ihre Macht auf dem Felde der Landesgeſetzgebung weſentlich gemin— 
dert. Die Schwäche der Landtage auf dieſem Boden beſtand nach 
unſerer Auſicht ſchon bisher nicht etwa in ihrer zu eingeengten Com— 
petenz, ſondern hauptſächlich in dem Mangel einer ſelbſtſtändigen, 
ihnen verantwortlichen Landesregierung; auch vor 1873 iſt die Er— 
ſcheinung klar zu Tage getreten, daß die Landtage nicht nur ein be— 
ſtimmtes Landesgeſetz nicht durchzuſetzen im Stande ſind, ſondern 
auch das Zuſtandekommmen einer beſtimmten Einrichtung zu ver⸗ 
hindern nicht vermögen, ſobald die Regierung über die Majorität 
der Reichsvertretung verfügt (ek. Volksſchulgeſetze und die Landtage). 
Dieſes Mißverhältniß wird ſich jetzt noch ſchärfer herausſtellen, denn 
die Landtage ſtehen ſeit 1873 einer einheitlichen, ein weit größeres 
Gebiet umſpannenden Regierung gegenüber, welche nicht nur von 
ihnen vollſtändig unabhängig, ſondern mehr als das, einem anderen 
Parlamente, auf deſſen Bildung die Landtage gar keinen Einfluß 
haben, alſo einem weſentlich fremden Körper verantwortlich iſt. Wie 
in dieſer Beziehung, ſo wird ſich aber die Verſchärfung des Gegen— 
ſatzes zwiſchen Landtagen und Reichsrath auch noch in mancher an⸗ 
deren als Frucht der direcken Wahlen offenbaren. Landtage und 
Reichsrath concurriren nach wie vor auf dem Gebiete der Geſetzge— 
bung, jetzt aber als einander fremde, früher als verwandte Inſtitute. 
Das Streben nach Competenzerweiterung, welches, dem Geſetze des 
Lebens entſprechend, jedem Parlamente innewohnt, muß ſich unn auf 
beiden Seiten mit verſtärkter Kraft geltend machen und in der öſter— 
reichiſchen Verfaſſung fehlt ſelbſt jenes Correctiv, welches man in 
dem Bundesgerichte u. dgl. in anderen Ländern zu der Löſung von 
Competenzeonflicten zwiſchen verſchiedenen Organen der geſetzgebenden 
Gewalten kennt, es exiſtirt diesbezüglich die Sanction der Krone als 
ausgleichendes Medium ganz allein. Er. 

Was die indirecten Reichsrathswahlen erſtrebt, die Cüuhett der 
geſetzgebenden Thätigkeit der Volksvertretung zu erhalten trotz der 


Trennung ihrer Träger in neunzehn Kammern, das tft nun unmög- | 
lich und ein Kampf der verſchiedenen Parlamente unausbleiblich. In 
dieſem Kampfe müſſen, wenn die Entwicklung eine ſtätige iſt, der 
Reichsrath mit der einheitlichen Regierung ſich auf einer Seite be 
finden, die Landtage auf der anderen. Nicht augenblicklich werden 
die Dinge natürlich ins Rollen kommen, es iſt aber die einfache 
Logik der Thatſachen, daß, ſobald das geſchilderte Mißverhältniß em- 
pfindlich wird, auch das Beſtreben erwacht, die Einheit der geſetzge— 
benden Gewalt zu erringen, und wie man fie in der Februarver- 
faſſung in der Verknüpfung der Landtage mit dem Reichsrathe durch 
die indirecten Wahlen geſucht hat, ſo wird man fie nun zu erringen 
trachten durch die Vernichtung der Landtagsgeſetzgebung oder wenig: 
ſtens durch eine Zurückdrängung derſelben. Alea jacta est! Seitdem 
der Rubicon der Wahlreform überſchritten iſt, kann in der Frage 
der Vertheilung der Rollen zwiſchen Landtag und Reichsrath ein 
Stillſtand der Waffen nicht eintreten, und die Löſung kann nur da— 
hin erfolgen, daß die Landesgeſetzgebung entweder unterdrückt oder 
mit wirkſameren Garantien umgeben wird als bisher. Um nun zur 
richtigen Löſung dieſer Frage zu gelangen, thut das vorne angeführte 
Eine vor allem Noth, die Prüfung der Reſultate der Landtagsthätig⸗ 
keit auf dem legislativen Gebiete. Dieſe Prüfung wird lehren, ob 
das große Gerüſte der Landtage nur weiter auszubauen iſt, oder ob 
jene Recht baben, welche die Landesgeſetzgebung vernichten wollen 
als ein ſtörendes Element in der ſtaatlichen Entwicklung, als einen 
zu den angeſtrebten Zwecken nicht im Verhältniß ſtehenden Apparat. Dieſe 
weitläufige Unterſuchung kann natürlich nicht heute von uns ange— 
ftellt werden, unſere Abſicht war es lediglich, die Frage anzuregen, 
ob das ſeit Decennien behandelte Problem für gelöst zu halten iſt 
oder ob wir nicht einer neuen Wendung zutreiben müſſen. für welche 
alle bisher unternommenen Verſuche nur als die zu verwerthenden 
Erfahrungen gelten können. F l 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Den vſterreichiſchen Conſularbehörden, und zwar auch jenen im 

Oriente, kommt der Wirkungskreis der politiſchen Behörden in 

Civilehe- Angelegenheiten nicht zu und ſie können daher zu diesfäl⸗ 
ligen Functionen auch nicht delegirt werden. 

Das k. k. Miniſterium des Aeußern hat an das General-Con— 
julat in Alexandrien unterm 3. März 1875, Z. 2708 nachſtehenden 
Erlaß hinausgegeben: 

„Mittelſt Berichtes vom 5. März l. J. haben Euer . 
eine Relation des k. und k. Conſulates in Cairo anher vorge: 
legt, worin dieſes um die Ermächtigung anſucht, dem Anſinnen 
des Ceſare L. und der Gaetana C. gemäß die feierlichen Er— 
klaͤrungen der Einwilligung zur Ehe von den genannten Perſonen 
entgegen zu nehmen. In einem analogen Falle hat ſich auch unterm 
2. November 1874 der k. und k. Conſul in Port Said anher um 
Inſtructionen gewendet. Es hatten nämlich die nach Trieſt zuſtändigen, 
ſeit Jahren in Port-Said wohnhaften Albert C. (moſaiſcher Religion) 
und Micheline Str. (econfeſſionslos) unter der Angabe, daß fie bereits 
3 Mal ſeitens des Magiſtrates in Trieſt öffentlich anfgeboten ſeien, 
die Bitte gerichtet, ihre Erklärung der Einwilligung zur Ehe ror 
dem Cenſulate abgeben zu können. Ich habe mich deßhalb mit den 
zur Ausführung der Geſetze vom 25. Mai 1868 (R. G. B. Nr. 
47), vom 31. December 1868 (R. G. B. 1869 Nr. 4) und vom 
9. April 1870 (R. G. B Nr. 51) berufenen k. k. Miniſterien in's 
Einvernehmen geſetzt, um die Frage klar zu ſtellen, ob und in welchem 
Umfange die k. und k. Conſularbehörden im Oriente zur Vornahme 
derjenigen Amtshandlungen in Eheſachen befugt find, welche im All— 
gemeinen den Seelforgern zustehen, die jedoch unter den in den 
citirten Geſetzen angegebenen Vorausſetzungen im Inlande ausnahms⸗ 
weiſe der pelitiſchen Bezirks- oder Gemeindebehörde übertragen find. 

Sämmtliche betheiligte Miniſterien haben ſich nunmehr dahin 
ausgeſprochen, daß den k. und k. Conſularämtern im Oriente der 
den k. k. Adminiſtrativbehörden des Inlands in den citirten Geſetzen 
zugewieſene Wirkungskreis in Eheſachen nicht zukommt, daß dieſelben 
ſich vielmehr in dieſen Angelegenheiten auf die ihnen im § 12 der 
Miniſterialverordnung vom 2. December 1857, R. G. Bl. Nr. 234 
eingeräumte Befugniß zur Ertheilung der Ehebewilligung an hieſige 
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Staatsangehörige in der Türkei zu beſchräuken haben. Die Con⸗ 


ſularämtern können auch zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung 


der Einwilligung zur Ehe von den diesfalls eompetenten inländiſchen 
Behörden nicht delegirt werden, da die Delegirung zu einer Amts⸗ 
handlung nur an jene Behörden zu ergehen hat, die ſelbſt überhaupt 
zu Amtshandlungen gleicher Art competent ſind. 

Für öſterreichiſche Staatsbürger, welche im Auslande eine Ehe 
zu ſchließen beabſichtigen, iſt bezüglich ihrer perſönlichen Fähigkeiten 
das Geſetz ihrer Heimat, bezüglich der Form der Eheſchließung aber, 
nach dem Grundſatze „locus regit actum“ das Geſetz des Ortes 
maßgebend, wo die Ehe eingegangen wird. Die Ehewerber werden 
daher nach wie vor auch in den Ländern des türkiſchen Reiches bei der 
Trauung die in jenen Ländern zu Recht beſtehende Form zu be— 
obachten haben. 

Euer . . . . werden erſucht die Ihnen unterſtehenden Conſu— 
larämter hievon zu ihrer Darnachachtung zu verſtändigen und zu— 
gleich die beiden Eingangs genannten Conſularfunctionäre anzuweiſen, 
die betheiligten Parteien in dem angedeuteten Sinne zu beſcheiden. 

Was den Fall in Port-Said anbelangt, ſo wären die Ehe— 
werber anch ſpeciell darauf hinzuweiſen, daß nach der Actenlage das 
ſeitens des Magiſtrates in Trieſt vorgenommene Aufgebot nur auf 
einem Irrthume dieſer Behörde beruhen kann, da geſetzmäßig zu 
dieſer Amtshandlung nicht die Zuſtändigkeits- ſondern die Aufenthalts- 
behörde competent iſt.“ 

In derſelben Angelegenheit hat der Miniſter des Innern ddo. 
21. März 1875, 3. 3848 an den Statthalter in Trieſt folgenden 
Erlaß gerichtet: 

„Aus einer vom k. k. Miniſterium des Aeußern mir mitge⸗ 
theilten Verhandlung entnehme ich, daß nach Angabe der nach Trieſt 
zuſtändigen, aber ſeit Jahren in Port-Said ſeßhaften öſterreichiſchen 
Unterthanen Albert C. (mofaiſcher Religion) und Micheline St., welche 
ſich confeſſionslos nennt, der Magiſtrat von Trieſt das Aufgebot der 
von den Genannten beabſichtigten Eheſchließung vorgenommen und 
die Abſicht ausgedrückt habe, zur Entgegennahme der feierlichen Ein— 
willigung die k. und k. Conſularbehörde in Port-Satd zu delegiren. 

Dieſes Verfahren würde ſich, ſelbſt abgeſehen von dem Um— 
ſtande, daß im vorliegenden Falle nicht einmal das Vorhandenſein 
der geſetzlichen Bedingungen zum Abſchluß einer Ehe vor der welt⸗ 
lichen Behörde nachgewieſen iſt, fchon deßhalb als geſetzwidrig dar- 
ſtellen, weil der Magiſtrat von Trieſt als politiſche Behörde erſter 
Inſtanz des Zuſtändigkeitsortes nicht berechtigt wäre, das Aufgebot 
der von den genannten anderswo auſäßigen Perſonen beabſichtigten 
Ehe vorzunehmen ($ 72 a. b G. B. und § 1 des Gef. vom 9. 
April 1870, R. G. B. Nr. 51) und daher auch in dieſem Falle 
keine andere Behörde zur Entgegennahme der feierlichen Erklärung 
der Eheeinwilligung delegiren kann. Dazu kommt, daß von Seite 
einer zur Annahme der Eheeinwilligung berechtigten politiſchen Be- 
hörde I. Inſtanz wieder nur eine politiſche Bezirks- beziehungsweife 
Gemeinde-Behörde delegirt werden könnte (§ 6 des Geſ. vom 25. 
Mai 1868, R. G. B. Nr. 47), die öſterreichiſchen Conſularbehörden 
und zwar auch jene im Oriente aber nicht jenen politiſchen Behörden 
gleich zu halten find, denen der in dem Geſetze vom 25. Mai 1868 
(R. G. B. Nr. 47) und vom 9. April 1870 (R. G. B. Nr. 51) 
bezeichnete Wirkungskreis in Eheſachen zukommt. Euer .... wollen 
daher den Magiſtrat von Trieſt über die Eingangs berührten Angaben 
der genannten Ehewerber vernehmen und wenn ſich ſelbe bewahrheiten, 
alſo jenes Aufgebot dort vorgenommen und bemeldete Delegirung 
wirklich in Ausſicht geſtellt worden wäre, dem Magiſtrate die ange: 
meſſene Erinnerung machen.“ II. 


Verſteigerung ſtehenden Graſes iſt als Feilbietung einer beweg— 
2 lichen Sache anzuſehen. 8 5 
Unzuläſſigkeit polizeilicher Beſtrafung einer juriſtifchen Perſon. 


Das Miniſterium des Innern hat unterm 28. Februar 1875, 
3. 1626 nach mit dem k. k. Juſtiz-⸗Miniſterium gepflogenem Ein⸗ 
vernehmen dem Miniſterialrecurſe des Bürgermeiſteramtes in A. 
gegen die Statthaltereientſcheidung vom 20. Auguſt 1874, mit welcher 
das die fürſtl. T. . che Rentkammer in L. wegen ohne gemeindes 
amtliche Bewilligung vorgenommener öffentlicher Feilbietung von 


noch ſtehendem Graſe zu einer Geldſtrafe von 20 fl. verurtheilende 
Straferkenntniß des Bürgermeiſteramtes in A. vom 20. Juni 1874, 
ſowie die dieſes Erkenntniß beſtätigende Entſcheidung der Bezirks— 
hauptmannſchaft in L. vom 21. Juli 1874 wegen Incompetenz be⸗ 
hoben und dieſer Gegenſtand als eine die Feilbietung einer nach § 295 
a. d. G. B. unbeweglichen Sache betreffende Angelegenheit zur ge- 
gerichtlichen Amtshandlung verwieſen worden iſt, aus nachſtehenden 
Gründen Folge gegeben: 

„Bei der Verſteigerung ſtehenden Graſes wird nicht das un— 
bewegliche Gut ſelbſt, ſondern nur das Recht verſteigert, das Gras 
abzumähen und zum eigenen beliebigen Gebrauche von der Wieſe 
wegzuführen, und es hört durch das Abmähen das Gras auf, ein 
unbewegliches Gut zu ſein. Ueberhaupt iſt in dieſem Falle nicht die 
Begriffbeſtimmung des a. b. G. B. über bewegliche und unbewegliche 
Sachen, ſondern der allgemeine Sprachgebrauch in Anwendung zu 
bringen, wie dies z. B. im allgemeinen Strafgeſetzbuche in den 
88 171, 174 und 175 der Fall iſt. 

Es iſt ſomit die Verſteigerung ſtehenden Graſes die Feilbietung 
einer beweglichen Sache und es ſteht zu derartigen freiwilligen Feil— 
bietungen nach § 28 ad 12 und $ 58 der Gemeinde-Drdnung für 
Böhmen dem Gemeindevorſteher das Recht der Bewilligung zu. Die 
Behauptung der fürſtl.⸗Rentkammer in L., daß ſelbſt wenn die Feil⸗ 
bietung ſtehenden Graſes als die Feilbietung einer beweglichen Sache 
angenommen wird, dennoch im vorliegenden Falle die Competenz der 
Gerichtsbehörde eintreten müßte, weil die Domänen L. ein Fidei— 
commiß und ihr Beſitzer Fürſt T. noch minderjährig iſt, ſomit nach 
§ 269 Abſ. 2 des kaiſerlichen Patentes vom 9. Auguſt 1854 (Nr. 
208 R. G. Bl.) die zu dieſem Fideicommiſſe und zu dem Vermögen 
eines Minderjährigen gehörigen beweglichen Sachen von dem Gerichte 
verſteigert werden müſſen, iſt ungegrundet, da die Beſtimmung des 
citirten § 269 betreffs der ausnahmsweiſen Competenz der Gerichte 
zu Verſteigerungen beweglicher Sachen im Zuſammenhange mit den 
Beſtimmungen der §§ 223, 233, 627 und 631 a. b. G. B. auf⸗ 
gefaßt, bei einem Fideicommiſſe und dem Vermögen eines Minder— 
jährigen nur dann eintreten kann, wenn es ſich um das zu inven— 
tirende bewegliche Stammvermögen eines Fideicommiſſes oder eines 
Minderjährigen handelt, nicht aber auch bei Verſteigerungen von zum 
ordentlichen Wirthſchaftsbetriebe gehörigen Nutzungen eines derartigen 
Stammvermögens, rückſichtlich welcher in Böhmen die Competenz des 
Gemeindevorſtehers eintritt. 

Es wird daher die angefochtene Statthaltereientſcheidung auf— 
gehoben, die Competenz des Gemeindevorſtehers zur Bewilligung der 
Vornahme der freiwilligen Feilbietung von noch ſtehendem Graſe als 
einer beweglichen Sache im Grunde des § 28 ad 12 und § 58 
der Gemeindeordnung, ſowie die Competenz des Gemeindevorſtandes 
zur Ausübung der Strafgewalt wegen unterlaſſener Einholung dieſer 
Feilbietungsbewilligung im Grunde des § 62 der Gemeindeordnung 
und des Hofkanzleidecretes vom 13. December 1808 (Nr. 62 polit. 
Geſ. Samml.) ausgeſprochen, dagegen jedoch das erwähnte Strafer— 
kenntniß des Gemeindevorſtandes in A. vom 20. Juni 1874, ſowie 
die dasſelbe beſtätigende der Bezirkshauptmannſchaft in L. vom 21. 
Juli 1874 aus dem Grunde behoben, weil im Straferkenntniſſe nicht 
eine phyſiſche Perſon, ſondern die fürſtlich T. .. ſche Rentkammer⸗ 
Direction verurtheilt worden iſt, und es wird zugleich dem Gemein— 
devorſtande in A., falls nicht bereits nach § 4 der Miniſterial-Ver⸗ 
ordnung vom 3. April 1855, Nr. 61 R. G. Bl. die Verjährung 
dieſer Uebertretung eingetreten iſt, die Reaſſumirung des Strafver- 
fahrens angeordnet.“ 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 17. Februar 1875, 3. 2415 in Betreff forgfal- 
tigerer Führung und Prüfung der Baujournale bei öffentlichen Bauten. 


Es iſt in der letzteren Zeit mehrmals vorgekommen, daß ſelbſt bei wichtigen 
Baulichkeiten die Baujournale äußerſt mangelhaft geführt worden find, weßhalb 
fie für die Collaudirungen der Bauten und die Liqu dirungen der Verdienſtbe— 
träge keine ſichere Baſis bilden konnten. — Dieſer Umſtand wurde von der Bau- 
unternehmung ausgenützt, um an das Aerar unberechtigte Forderungen zu ſtellen, 
wodurch dasſelbe entweder zu Vergleichen gedrängt, oder doch wenigſtens in weit— 
wendige, mißliche Verhandlungen verwickelt worden iſt. 
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Ich ſehe mich dadurch veranlaßt Hochdieſelben zu erſuchen, den unterſtehen⸗ 
den Bauorganen die genaue Beobachtung der bezüglichen Vorſchriften mit dem 
Beilage in Erinnerung zu bringen, daß ein jeder für einen Bau bleibend be— 
ſtellte Aufſeher oder Bauführer kür die vollkommene Genauigkeit und Verläß. 
lichkeit der Baujournale perſönlich verantwortlich iſt und hiefür zu haften hat. 

Damit aber der angeſtrebte Zweck um ſo ſicherer erreicht werde, wollen 
Hochdieſelben nicht nur die einlangenden Operate in dieſer Richtung genau prüfen 
laſſen, ſondern auch verfügen, daß den höheren, mit Reviſionsreiſen oder Ober-Bau⸗ 
leitungen betrauten Baubeamten die Verpflichtung auferlegt werde, bei allen Bau— 
lichkeiten, welche fie zu inſpiciren haben und bei denen eine bleibende Aufſicht be: 
ſtellt, alſo die Führung eines Baujournals vorgeſchrieben iſt, dieſes letztere einer 
ſorgfältigen Prüfung zu unterziehen und bei Wahrnehmung von Ungenauigkeiten 
das was zur Abſtellung der Unordnung nöthig iſt, rechtzeitig einzuleiten. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 17. Jänner 1875, 3. 110 in Betreff der 
gegenſeitigen Nichtvergütung aus öffentlichen Mitteln aller geleiſteten Armenpflege— 
koſten zwichen Oeſterreich und Deutſchlaud. 


Ankuüpfend an den h. o. Erlaß vom 15. Auguſt 1874, 3. 11.869) 
wird der k. k. Landesſtelle zur Benehmungswiſſenſchaft eröffnet. 

In Dentſchland wird allgemein hilfsbedürftigen Angehörigen anderer . 
Staaten Unterſtüßung, Kur und Verpflegung nach denſelben Grundſätzen, wie 
den eigenen Angehörigen Deutſchlands zu Theil. Ein Erſatz der hieraus erwach— 
ſenden Koſten kann nur gegen den Unterſtützten ſelbſt oder gegen andere privat 
rechtlich zur Erſtattung verpflichtete Perſonen, nicht aber gegen die fremde Hei— 
matsgemeinde oder andere öffentliche Caſſen desjenigen Landes, welchem der Hilfs— 
bedürftige angehört, beanſprucht werden. 

Dieſe Grundſätze haben ſeinerzeit, inſoweit es ſich ip ciell um Kur und 
Verpflegung erkrankter Perſonen hande t, in die Eifenacher Uebereinkuuft (R. G. 
B. v. J. 1854, Nr. 6) Aufnahme gefunden, gelten aber in Deutſchland auch be— 
züglich aller ſonſtigen Armenpflegekoſten, daher den dortigen Gemeinden nicht die 
Berechtigung zuſteht, für die an fremde Staatsangehörige gewährten Inter 
ſtützungen von auswärtigen Gemeinden Erſatz zu verlangen. 

Hieraus folgt, daß gegenſeitig auch die Gemeinden, Armenverbände und 
andere öffentliche Caſſen des deutſchen Reiches für Unterſtützungen, welche den 
Angehörigen derſelben in andern Staaten zugewendet wurden, keinen Erfag leiſten 

Nach dem Grundſatze der Reciprocität iſt ſich auch unſererſeits in gleicher 
Weile zu benehmen; es wird daher außer dem Falle der Zahlungsfäßigkeit der 
Unterſtützten oder alimentationspflichtiger Angehöriger desſelben gegenüber dem 
deutſchen Reiche ein Anſpruch auf Erſatz einer gewährten Armenunterſtützung als 
vorausſichtlich erfolglos nicht zu ſtellen, aber auch ein Erſatz für eine derartige, 
Angehörigen der öſterreichiſchen Länder dort gewähr.e Unterſtützung, falls er wider 
Erwarten angeſprochen werden ſo ite, aus öffentlichen Mittelu nicht zu leiſten fein. 


) Mit dieſem Erlaſſe wurde den Landesſtellen Folgendes bekanntgegeben: 

„Ueber eine von der königl. ungariſchen Regierung angeregte Anfrage 
unſerer Miſſion in Berlin bat ſich das deutſche auswärtige Amt in der Note 
vom 11. Juni 1874 an das k. k. Miniſterium des Aeußern dabin ausgeſprochen, 
daß die Principien der Eifenacher Convention vom 11. Juli 1853 (R. G. Bl. 
1854 Nr. 6) für alle Armenpflegekoſten gelten und daß den dentſchen Ge⸗ 
meinden nicht die Berechtigung zuſteht, für die au ungariſche Staatsangehörige 
gewährten Unterſtützungen von ungariſchen Gemeinden Erſatz zu verlangen.“ 


Perſonalien. 


Joſeph Weleczka uud Joſeph 


Seine Majeſtät haben den Jagenieuren Ic 
Tilel und Charakter von Ober— 


Itterheim anläß 'ich deren Penſionirung den 
ingenienren verliehen. — 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Franz Goller in Salzburg 
den Titel eines Regierungsſecretärs verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Wilhelm Da ub— 
lebsky v. Sterneck zum Bezirkshauptmann in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Scriptor der Univerſi⸗ 
tätsbibliothek in Lemberg Dr. Karl Reifenkugel zum Cuſtos der Univerſitäts— 
bibliothek in Czernowiß ernannt. 


Erledigungen. 

Beſchauarztesſtelle fir Wien mit 600 fl Gehalt jährlich und 150 fl. Quartier. 
geld, bis 20. Mai. (Amtsbl. Nr. 87.) 

Kanzliſtenſtelle im Status der drei k. k. Wiener Krankenanſtalten in der 
eilften Rangscl ſſe mit 600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 1. Mai 
(Amtsbl. Nr. 91.) . n 

Verwaltersſtelle bei dem k. k. Tabak- und Stemrelverſchleißmagazine in 
Salzburg in der neunten Rangeclaſſe gegen Caution, bis 25. Mai. (Amtsbl. 
Nr. 91.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


